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PRÄ5IDENTENKONFERENZ DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN ÖSTERREICHS 
Wien I., Löwelstraße 12 

Postfach 124 1014 Wien 
Telefon 63 07 4L 63 77 31 Fernschreiber 13/5451 

A.Z.: R-983/M Es wird ersucht, bei Antwortschreiben das 

Aktenzeichen anzugeben. 
Betreff: 

Zum Schreiben vom ......................... . 

A.Z.: ........................................... . Wien, am .... !.?:" .... ?~.:P.:l?~ .... !.9.~.3.. 

~~~~ 
An das 
Präsidium des Nationalrates 

'.>'}-r·~·i'fft GESETZENT'NURi' I ., •. ~.. <? _ D3 
: :zJ ... _._._._ •.•.•••.•..••• ~ •• _ .,. -G El19.~ 

Parla.ment 
1010 Wien 

'Ddum: 14.SEP. ~~) 
1') 

",'I 1983 -09- 1 5_lL_ Vert~I,t._ •.. __ ._. ___ . __ .-:- .. ~ 

Betreff: Familienministerium 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­
reichs übermittelt in der Anlage 25 Exemplare ihrer Stellung­
nahme zu dem im Betreff genannten Entwurf. 

Für den Generalsekretär: 

25 Beilagen 
<'cl~~ 
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PRXSIDENTENKONFERENZ 
DEI LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 

USTERREUHS 

F ern s ehr e i ben 

12.9.1983/10.35 Uhr 
Wien, am ............................... ·· .......... ········ 
Wien I., Löwelsttaße 12, Postfach 124 1014 Wien 
Telefon 83 01 41, 63 11 31, Fernschreiber 13/5451 

An das Bundeskanzleramt, Wien, FS~Nr. 1370-900 

G.Z.: R-783/M 
An das Bundeskanzleramt, Wien 
Gegenstand: Familienministerium 
Zum Schreiben vom 20. Juli 1983 
GZ.: 602 354/4-V/a/2/83 

Angesichts der durch verschiedene Entwicklungen zunehmend be­
drängten Lage der Familien ist auch die Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern Österreichs der Auffassung, daß 
der Familienpolitik mehr Bedeutung als bisher beigemessen werden 
muß. Sie glaubt jedoch, daß "öffentlich erker:nbare Signale 
für den Bedeutungszuwachs der Familienpolitik" (Erläuterungen) 
auch anders (und bei vielen Gelegenheiten) gesetzt werden kön­
nen, als durch die Schaffung eines neuen Bundesministeriums 
für Familie, Jugend und Konsumentenschutz. Diese erscheint 
weder sachlich geboten noch in einer so kritischen Phase des 
Staatshaushaltes finanziell vertretbar. 

Auch die bisherigen Erfahrungen bei zahlreichen für die Fa­
milien nachteiligen Gesetzgebungs- und Vollziehungsmaßnahmen 
lassen kaum erwarten, daß ein neues im wesentlichen mit Quer­
schnittsmaterien betrautes Ministerium innerhalb der Bundes­
regierung nun auf einmal die Ressortnotwendigkei~~it Härte, 
Konsequenz und Beharrlichkeit durchsetzen können wird. 

Die Präsidentenkonferenz spricht 6ich daher gegen den Gesetz­
entwurf aus. 

Der Präsident: Der Generalsekretär: 
ÖkR. Dr . LERNER Dr.BRANDSTÄTTER 
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